




- bei denen Zeitarbeitsverhältnisse, die eine Vakanz kurzfristig auffangen, nicht
länger als 6 Monate abgeschlossen werden. Leiharbeitskräfte sollen grund­
sätzlich die gleiche Vergütung wie Beschäftigte im Arbeitsverhältnis erhalten.

Über die Vergabe von Werk- und Honorarverträgen sind die zuständigen Interes­
senvertretungen zu informieren. Bei der Vergabe von Werk- und Honorarverträgen 
sind die gesetzlichen und haushaltsrechtlichen Bestimmungen zu beachten, Maß­
stab ist das Hinweisschreiben der Senatorin für Finanzen vom 26. Februar 2018. 

Arbeitsmarktpolitische Beschäftigungsmaßnahmen dürfen nicht zur Kompensation 
haushaltspolitischer Maßnahmen genutzt werden und sind nur im Rahmen der ge­
setzlichen Vorgaben zulässig. Es muss sich z.B. um „zusätzliche Arbeit" handeln. 
Die Freie Hansestadt Bremen präzisiert mit der Arbeitsmarktverwaltung die Rah­
menbedingungen für den Einsatz. Dabei ist das Einverständnis der Teilnehmenden 
als Voraussetzung für die Integration am Arbeitsplatz anzustreben. 

Die vorstehenden Regelungen gelten auch für Beschäftigte im Beamtenverhältnis, 
soweit ein entsprechender konkreter Anwendungsfall vorliegt. 

Bremen hat Zukunft und dafür brauchen wir gute Arbeit, einen guten öffentli­
chen Dienst und faire Beschäftigungsbedingungen. 

Anknüpfend an die Tradition der gemeinsamen Weiterentwicklung der Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen bekennen sich die Unterzeichnenden zur Mitbestim­
mung als bewährter Form der Beteiligung und haben eine gemeinsame Clearing­
stelle von Gesamtpersonalrat und der Freien Hansestadt Bremen, vertreten durch 
den Senator für Finanzen, eingerichtet, der Einzelfälle zur Lösung vorgelegt werden 
können. Einrichtung, Kompetenzen und Verfahren der Clearingstelle sind durch 
eine Dienstvereinbarung geregelt. 
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